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durch die Bezirks -  Orgaalsatloaea der P artei m d  Im 
StraSenhandel. — Inserate w erdea nicht Halbmonatlich die In  Ki 

Preise. Zahlung bis 5. b e i

falls stekt das Oesetz dte Oewäkraag ro a  StaatskredHea 
Mi d u  P r i r i t k n M  tot«

W em  dieae Meldung sich bestätigen sollte, so  wird 
RuBland einen entscheidenden Schritt vollziehen, der es 
ta die kapitalistische W eltwirtschaft wieder eingliedert 
Die Auswirkungen eines solchen Schritts müßten von 
croBer Bedeutung Mr die gesam te Weltwirtschaft

Bin solcher Schritt is t aber auch von großer grund­
sätzlicher Bedeutung Iflr den Bolchewismus. Das Außen­
handelsmonopol ist eines der letzten Reste des ursprüng­
lichen bolschewistischen System s. Die Abkehr davon be­
deutet die Preisgabe der Aufrechterhaltung des bolsche­
wistischen W irtschaftssystems.

-  Die Wendung zum freien Außenhandel m üßte als 
Zeichen dafür genommen werden, daß Rußland seine ge­
sa m t' Außenpolitik neu orientieren w ill 

Der „V orw irts4* hat in seinen Schlußfolgerungen recht, 
wenn er sagt, dieses ist das Bode des Bolschewismus. So 
wenig die SPD. sich selbst zu diesem Falle äußert, aus dieser 
Meldung spricht eine gew isse Freude. Die letzten Stützen 
des Bolschewismus fallen, so  daß die Sozialdemokratie die 
trennenden Barrikaden fallen sieht und als S t ü t z e  d e s  
K a p i t a l i s m u s  den Weg nach Moskau getrost aufnehmen 
kann. Sie kann heute Jubeln, denn sie hat ihr Ziel erreicht, 
hat in Deutschland den Bolschewismus verhindert und Ruß­
land zur Kapitulation gezwungen.

Heute steht Rußland wirklich auf einer neuen Stufe des 
Kapitalismus und die Bolschewiki auf d e r  Linie der Sozial­
demokratie. denn sie erkennen das Gegebene als das Funda- 
*n ®f,t  ihrer Politik an . Nooh sind sie bolschewistische Re­
publik —  baki werden sie demokratisch und können sich mit 
der internationalen Sozialdemokratie getrost die Hand reichen, 
r ü r  die proletarische Revolution sind sie verloren. Das west­
europäische Proletariat darf,nicht mehr auf die Revolution in 
Rußland warten, es muß mit geschlossener Macht von neuem 
gegen den Kapitalismus vorgehen. eine neue Revolutfön ver­
wirklichen.

Betrug nn« SelbsttKlrng in Ser 
Arbeitslosenirate

Der Kapitalismus zeigt heute w ieder einmal das Bild 
seioes Niederganges. Er rückt die Arbeit erklas.«- mit Natur­
notwendigkeit vor d ie  Alternative der proletarischen Revo­
lution. Kein Parlam ent kann helfen, das P roletariat muß 
kämpfen wenn es sich vor Hunger und Elend bewahren will, 
wem» es sioh aus den Ketten d er Lohnsklaverei befreien wiH. 
Niemand glaubt, daß die KPD.-Führer das nicht wissen. Doch 
sie sind nicht besser als die Sozialdemokratie, die seit 19M 
das Proletariat in Dummheit hinhielt und an den S taat ver­
k au ft Heute ist die KPD. auf d e r Stufe des wissentlichen 
Betrages angelangt Sie hilft mit allen Mitteln, die „Qefahr" 
der Arbeitslosigkeit d ie  zugespitzten Klassengegensätze Über­
brücken. Die J io t e  Fahne“ vom 30. November fabriziert fol­
genden Betrag a h  Komentar zu  den untenstehenden Illusionen.

Die Arbeitslosigkeit wächst von W oche zu  W oche. Der 
W inter verschlimmert noch d as  Elend der Erw rrbslosen und 
e s  ist darum notwendig, daß so schnell wie möglich etw as für 
2 ^  wl.rd* D*« Maßnahmen, d ie das Stedtparlament zu 
beschließen h a t  müssen geeignet sein, die Not der Erw erbs- 
t ä ? 0 nbe?eiti‘ CT- w  d*™® n,cht *1« recht und 
billig, daß iie  S tadtväter diesen Forderungen der Erwerbs­
losen im  imiwn. Im wesentlichen hängt es ia von der sozial­
demokratischen Fraktion ab. ob diese Forderaigen  d e r  Er­
werbslosen erfüllt w eiden oder n ich t“



t l o n ä r e n .  Mitteln von ihrem sozialdemokratischen Banne 
freigemacht werden können.

Die KPD. hat sich seit der Spaltung von der USPD. zur 
Massenpartei entwickelt. Heute können w ir die Peststellung 
machen, daB sie das ist, w as im Jahre 1918 die USPD. war. 
Sie ist der linke Flügel der Sozialdemokratie. Die organi­
satorische Selbständigkeit ändert daran grundsätzlich nichts. 
Die KPD. hat durch den Parlamentarismus große W ähler­
massen auf sich vereint, sie hat Massen hinter sich bekommen, 
jedoch solche, die nicht vom kommunistischen Denken, vom 
revolutionären Klassenkampf beseelt sind. Massen, die ihre 
Stimme für die KPD. in die W ahlurne werfen, sind nicht der 
quantitative Ausdruck des revolutionären Klassenkampfes, sie 
demonstrieren nicht den Willen zur Tat, sondern sie erwarten 
Hilfe durch das Parlament. Diese Psychologie der Massen 
ist heute leider noch so vorherrschend und wird es bleiben, 
wenn das Proletariat nicht mit Qewalt zur Tat gezwungen 
wird, solange die KPD. in ihrer bisherigen Taktik fortfährt. 
T ritt man mit Mitgliedern der KPD. in Diskussionen ein, so 
erw idern sie meistens: „Eure kommunistischen Grundsätze
teilen w ir auch, doch den Massen können wir das nicht sagen, 
sie worden uns nieht folgen.*4 Gerade hierin liegt das Ver­
sagen der KPD. indem sie den reformistischen "Geist der 
Massen fürchtet W er seine kommunistischen Grundsätze 
preis g ib t um blos Massen zu gewinnen, gibt sich selbst auf. 
Zum Schluß hat man Massen und keine Grundsätze mehr. 
Bei der KPD. können w ir das ständige Aufgeben der einstigen 
Grundsätze fortschreitend beobachten. Betrachtet man, mit 
welcher Aufmachung die KPD. früher in das Parlament zog, 
und betrachtet man Ihre heutige praktische parlamentarische 
A rbeit so sieht man wohin der W eg geht. All diese Um­
stellung selbstverständlich um der Massen willen. W arf man 
einst der SPD. vor, daB sie kapitalistische Regierungen unter­
stützt, so ist die KPD. heute schon selbst soweit und stützt 
die preußische u. a. Regierungen direkt und indirekt und hat zum 
Teil schonoffizielle kapitalistische Statthalterposten Inne. Diese 
sozialdemokratisch-staatserhaftfeiRfc’T ak ttk  wtnTifätürilch da­
mit begründet die Massen würden nicht verstehen, wenn die 
KPD. die preußische Regierung stürzte.

Die Parole „heran an die Massen“ hat die KPD. somit zur 
opportunistischen Partei gem acht Das Proletariat muß hieraus 
die Lehren ziehen, will es nicht noch weiter im sozialdemo­
kratischen Sumpf versinken. So leicht wie die KPD. sich die 
Gewinnung.der Massen m ach t darf sie nicht sein, denn diese 
Taktik fördert die Massenverdummung, ist ein Stück Konter­
revolution. Die Vorbereitung der proletarischen Revolution 
erfordert schw ere Arbeit, und diese, die Notwendigkeit einer 
grundsätzlich festen, geklärten Klassenkampfpartei. Kommu­
nistische Revolutionäre haben ihre Grundsätze hochzuhalten, 
auch wenn im Moment die Erfolge sich nicht gleich zahlen­
mäßig ausdrücken. Die KPD. tet zahlenmäßig gewachsen, die 
Größe hebt iedoch die notwendige Klarheit auf. Hier liegt die 
Krankheit der Parole, „heran an die Massen“.

Pür uns heißt die Massen zu erobern, Kampf gegen dte 
Gewerkschaften und Parlamentsparteien, denn w ir wollen 
Massen für den revolutionären Kampf gewinnen. Nur Massen, 
die frei von der gewerkschaftlichen und sozialdemokratischen 
Ideologie sind, können die proletarische Revolution vollbrin­
gen. Mögen momentan die Massen unserem Ruf nicht folgen 
und noch den süßenMelodien der politischen Rattenfänger nacb- 
laufen, die Oeschichte wird uns recht geben. Einmal müssen 
die Massen erkennen, daB sie mit gewerkschaftlichen und par­
lamentarischen Methoden keine neue W elt erkämpfen können. 
Dann ist unser Kampf, und mag er je tzt noch nicht der Kampf 
der Masse sein, nicht umsonst gewesen.

Erst K larheit dann Mehrheit!
“  Nur so wird der Sieg unser sein!

Zollfische Stundschau 
Vmü EnttazkMpl *es Kapitals

Die Arbeiterklasse darf nicht glauben. daB. weil nun eben 
von d er Todeskrise des Kapitals d ie  Rede ist. das Kapital 
ohnmächtig am Boden liegt und darum seine Beseitigung ein

S M W M M k r u i M f e c
Je  mehr sich die Krise des Kapitalismus bem erkbar 

macht, um so elender wird die Roüe. die die Sozialdemokratie 
im Verhältnis zu derselben einnknmt, und um so deutlicher 
tritt der Verrat an  der Arbeiterklasse zum Vorschein. So b e­
müht sie sich auch, die augenblicklichen Krisenerscheinungen

ganz mechanischer Vorgang sei. Sie muß sich dem Kapitalis-! auf ein ganz verkehrtes Gleis zu schieben. S ie sieht d ie stei- 
mus mit offenen Augen betrachten, dann wird sie erkennen, I gende Krise, erkennt den ernsten Charakter derselben, wer 
daß das Ende dieser Gesellschaftsordnung einen harten aber noch g laub t daB sie eine Klax«nitamptnng ! u i ^ a i s t
Kampf m it einer geschulten und gut organisierten Klasse der 
Bourgeoisie voraussetzt. Revolution ist kein Kinderspiel, 
denn die Bourgeoisie ist. wenn auch prozentual nur eine kleine 
Minderheit der gesamten M enschheit so doch an  geistiger 
Schulung des Klassenbewußtseins d er Arbeiterklasse in vie­
lem überlegen. Die Tatsachen d er Geschichte haben uns be­
wiesen. daß d ie Bourgeoisie viel besser als das Proletariat 
den November von 1918 begriffen hatte. Dfe wohlüberlegte 
fl legale Reaktion der Bourgeoisie, d ie mit den ersten Symp­
tomen der Novemberrevolution einsetzte, w ar tausendmal 
-wirkungsvoller als die togale Illusion der Arbeiterklasse, die 
an  die ^Errungenschaften“ angeknüpit würde. Die Bour­
geoisie kennt die Bedingungen ihres Unterganges und die 
geschichtlichen Bedingungen des Sieges der Arbeiterklasse 
vielleicht besser als diese selbst. Ein schlechter Kämpfer 
der. der die Waffen seines Gegners nicht zu schätzen weiß. 
Die Praxis beweist uns, daß die herrschenden Klassen sich 
mit allen Mitteln des Krieges, d. h. Diplomatie. Intrigue. poli­
tische und militärische Organisation einschließlich ihrer wirt- 
schaftspolitisohen Machtstellung, auf den politischen Kampf 
mit dem Proletariat vorbereitet und das umso mehr. Je mehr 
die wirtschaftlichen Existenzmöglichkeiten schwinden, d. h. 
die Krise an Schärfe zunimmt. W ir haben darum  augenblick­
lich keine zerrissene, sondern trotz ailer wirtsohaftspoHti­
schen Sonderinteressen, eine politisch geschlossene Bour­
geoisie vor uns. Wie «ut sie  sich auf den Machtkampf vor­
bereitete. besagt eine Meldung der „DAZ.“  am 22. November 
über d ie Technische Nothilfe in England:

Die englische Regierung hat das ganze Laad Im zehn 
Bezirke fflr dfe Technische Nothilfe eimreteflt dte ün 
Falle eiaea Generalstreiks dea Verkehr aad  . dte Ver­
sorgung der Bevölkerung sicherstellen soB. Aa der 
Spitze Jedes einzelnes Bezirks steht ela Koonaissar. der 
außerordentliche .Vollmachten zur Beschlagnahme voa 
Lebensmitteln aad  Vorräten e rh ä lt In Jedem Bezirk 
w erdea vier Abteftmgea gebildet fflr Verkehr. Leheas- 
mitteL Kohle and Pos* Der Wohlfahrtsmialster hat dea 
O rganbatioasplaa dea Lokalbehördea ndtgeteflt nrft der 
Aufforderung, überall Rekrateabfiios fflr Prei

Das Proletariat darf solchen Dingen nicht interessenlos 
gegenüberstehen. Es muß lernen und hmner wieder unter­
suchen. mit welchen Mitteln e s  diesen Abwehrmaßnahmen 
des Kapitals entgegentreten kann. Vor allem zeigt sich hier 
die gewerkschaftliche Berufsorganisation mit ihrem reformi­
stischen frlnzip  als vollkommen unbrauchbares Gebilde. Die 
Gewerkschaften sind nichts als Hemmschuh in diesem Kampf. 
Nur die geschlossene K lassenfront d ie sich über alle W irt­
schaftszweige d er kapitalistischen Gesellschaftsordnung er­
streckt. über die gesamte Produktion, über den Verkehr. Post 
und Eisenbahn. Lebensmittei und Kohle und zuletzt nicht 
über die Presse. W ir sehen eben, wohin das Bestreben der 
Bourgeoisie g e h t Alle diese Organe muß das Proletariat fest 
in seinen Händen halten. Das ist mcht schwer, wenn d ie P ro ­
letarier sich in  d e n  B e t r i e b e n  zum Kampf organisieren. 
Von hier aus wird es Ihnen mit ihrer übergroßen Macht und 
Geschlossenheit ferner nicht schwer sein, den militärischen 
und politischen Apparat des Staates au  stürzen Die Haupt­
sache ist nur. daß die Organisation von Betrieb zu Betrieb 
klappt, des weiteren, daß eine politische Partei, die theore­
tisch. Politisch gefestigt i s t  an der Sptze dieser Klassenfront 
gegen d ie politischen Organe des S taates anstü rm t und so­
mit den Weg der proletarischen Revpiution aufzeigt

D er Kampf gegen den Kapitalismus ist kein leichter, um 
so notwendiger ist seine gute politische und o*~»Tüsa torische 
Vorbereitung. • ________

Hand Ja Hand.
Im deutschen Reichstag hat sich d er Ausschuß für das 

Brandweinmonopol gebildet und zu Vorsitzenden den völki­
schen Abgeordneten K u b e  und den KPD.-Abgeordneten 

H ö l l e i n  gew ählt Eine bessere Hochzeit ha t das hohe 
Parlam ent noch nicht gesehen. Viel schöoer werden Jedoch 

•J^Ildec‘4 •*•». die diese „Parlamentsrevolution“ zur 
W eit b r in g t .

die der Krise die Interessen der Arbeiterklasse entgegenstellt 
muß hier wieder« ob er will oder n ic h t die Illusion seines 
Glaubens einseben. Die SPD. fürchtet d ie  Krise wie die P e s t  
denn sie  bringt Kiassenkampf und Revolution mit sich, und 
beides bedingt den Untergang der sozialdemokratischen Poli­
tik. Ihre Pührerrolle im Proletariat ist b ed ro h t darum  sucht 
sie bis zum letzten Augenblick ihr Heil in der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung, wird zur Vertreterin der reaktonären ka­
pitalistischen Politik. Sie überläßt es der kapitalistischen Ge­
sellschaftsordnung. den  Unternehmern, Wege, d ie aus dem 
Krisendilemma herausführen, aufzuzeigen, und b itte t d ie Un­
ternehmer um schön W etter.

Elender wie im Leitartikel des „Vorwärts“  „Die Krise“ 
am 20. November kann sie diese Rolle wirklich nicht spielen, 
indem sie sich in Folgendem an die Unternehmer w endet:

Vor den Folgen der Inflationssünden des Unternehmer­
tums ist von den Gewerkschaften und der Sozialdemokratie 
ebenso oft wie vergebens gew arnt worden. Man sollte nun 
annehmen, daß die führenden Unternebmerkreise. d ie die 
Hauptschuld tragen an dieser verhängnisvollen fnfiations- 
politik. nunmehr sich zusammentun und einen Auswes: suchen. 
Wo sind die Spitzenorganisationen der deutschen Unterneh­
mer. wo ist das W irtschaftsprogTamm der Vereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände und des Reichsverbandes der 
deutschen Industrie? Wo ist die Politik, die sich bem üht de*n 
doch sonst durchaus reaktionären amerikanischen Unterneh­
mertum nachzueifern?

Die amerikanischen Unternehmer haben längst begriffen, 
daß hohe Löhne d ie beste Gewähr für einen gesicherten Be­
schäftigungsgrad der Industrie sind. Selbst eine so reak­
tionäre und scharfmacherische Untemebmerschicht wie der 
amerikanische Stahltrust ha t freiwillig das Zweischiohten- 
system beseitigt und das Dreischichtensystem eir~eführt. In 
Deutschland aber sperrt man immer noch zu Zehntausenden 
7ie ,Arbeiter aus wenn sie auch noch so bescheidene Lohn­
forderungen 'stellen öd6r den Achtstundentag fordern. Die 
einzige Kundgebung d er Vereinigung d er deutschen Arbeit­
geberverbände ist die breitspurig hingesteUte Erklärung ihres 
Vorsitzenden, daß  er persönlich das korrupte System  der 
byndid d e c k t Das m ag ritterlich klingen, ist aber schließlich 
kern Programm.
c  u f? lre,S ^ 1 “ Unternebmerkreise haben durch ihre 
S iarÏ I ^ C1C1rPohtlk: *  Arbeitsgemeinschaft gesprengt und
jede Möglichkeit zerschlagen, eine Politik des Ausgleichs 
durchzuführen. Sie haben in der W irtschaft und in d er Re­
gierung tbren Scharfmacherstandpunkt durchgesetz t Sie 

^€n. f  uenSO **** l2011'  und Steuergesetzgebung wie d ie So­
zialpolitik unter ihre Diktatur gebracht. Deutschland das 
mehr a ls  jedes U n d  auf den Abbau der Zollschranken b e ­
wiesen ist. hat die Zollbarrieren e rh ö h t Das unter d e r kaiser­
heben Zeit auf dem Gebiete der Sozialpolitik **»nst führende 
Deutsche Reich ist heu te  das rückständigste Land Europas.

^T*se ist da. Mit Zollkriegen und poli- 
ftschen Krisen wird sie sicherlich nioht behoben werden. Wo 

^eraw e sP ro K ra m m  der Unternehmer? Die W irt- 
schaftspoiitik d er deutschen Unternehmer hat Sohiffbruch ge- 
j  T r e u l o s i g k e i t  gegenüber diesem Bankrott beweist.

rsä.e'ü*' ** “* *m die —
rU . ,W^  nun?. DJ® Proletarier sehen, daß sie von d er SPD.
v S L l ï ï ,  C  !  H  h4aber- außer den üblichen
~  S  “ tw esse  <*es KapiUls. An der Arbeiterklasse liegt

anzusazen .*^  QebiWen ^ ich

Parlamentssorgen.
, _ Das U nter«K *«^sm aterial des B a  r m a  t a  u s s c h u s -
Pln « S w iS ? * SÄ  m  b is , ,:ei i t  500 « roße Aktenbündel,

r,von ..Liebenswürdigkeiten“, die im 
ä ^ 2 , i ^  p u t schen . Republik ih re Früchte trugen. Eine 

fc • i ap,,taJ,SbSr ? en Gesellschaftsordnung. Doch is t das noch mcht alles. Dazu kommt noch, daß d ie weitere 
Untersuchung der Affäre Höfle und Genossen bis z i*  An- 
kJageerbebung ausgesetzt wird. Der Vorsitzende des Aus-

Mc lorbltca Artelter la rrukrddi
Unter den zahlreichen Folgen des W eltkrieges für Frank­

reich bildet der Zustrom von Arbeitskräften aus den Kolonien 
nach der Metropole vom wirtschaftlichen, politischen und 
sozialen Standpunkt ein äußerst kompliziertes Problem. Die 
kolossale Industrielle Entwicklung, die Intensive Anhäufung von 
Produktionsmitteln, die riesigen Verluste an Menschenmaterial 
während des Krieges haben die Bedeutung dieses neuen Faktors, 
die Einbeziehung der farbigen Arbeiter in das W irtschaftsleben 
der Metropole so gesteigert daß die organische Struktur des 
französischen Kapitalismus grundlegend beeinflußt wurde.

Die technischen Errungenschaften machen zum groBen Teil 
qualifizierte Arbeitskräfte entbehrlich. Dies sowie der Bedarf 
der Kapitalisten an einer zw ar zahlreichen, aber sehr passiven 
und leichter auszubeutenden Reservearmee, die in gewissen 
Augenblicken gegen die eigene Klasse eingesetzt w erden kann, 
bedingt objektiv die Zuwanderung und die Verwendung farbiger 
Arbeiter in Frankreich. Andererseits ist die unerhörte Aus­
beutung. die physische Entkräftung der eingeborenen Arbeiter 
in ihrer Heimat durch das Kolontalkapital in Betracht zu ziehen. 
Sehen wir die Dinge von diesem Standpunkt so brauchen wtr 
uns nicht über die ständig fortschreitende Auswanderung nach 
der Metropole zu wundern. Laut offizieller Statistik der Stadt 
Paris vom Dezember 1923 betrug die Zahl der aus Nordafrika 
eingewanderten farbigen Arbeiter 274 164, von denen 65 000 in 
Paris und Umgebung arbeiteten. 1924 verschlechterten sich 
die Arbeitsbedingungen in den französischen Kolonien unter 
dem Druck der unersättlichen Feudalherren noch mehr. Die 
Araber, soweit sie nicht zu Landarbeiten gezwungen wurden, 
erhielten für eine 14- bis 16-stündige Arbeitszeit 4—5 Franken, 
etw a 80 Pfennig bis 1 Mark täglich. Da gleichzeitig die 
schlechte Ernte ein neues Hungerjahr ankündigte und in Algier 
z. B. trotz des fruchtbaren Bodens der Hunger sich zu einem 
chronischen Uebel für die eingeborene Bevölkerung auswuchs, 
mußten die Arbeiter notgedrungen nach einem Rettungsweg 
suchen, und fanden Ihn in der Auswanderung, die 1924 weitere 
Fortschritte machte, so daß sich die Zahl d e r farbigen Arbeiter 
in Frankreich der halben Million n ä h e rt

Diese .schreckenerregende Invasion“, wie sich eine Pariser 
Faszistin in Besorgnis um die „Rassereinheit“ äußerte, bewog 
die Regierung Herriot SU einigen Vorbeugungsmaßnahmen 
gegen die einwandernden und die in Frankreich lebenden 
Kolonialarbeiter.- Diese Maßnahmen sind Ihrem W esen nach 
eine d re k te  Gesetzesübertretung. Noch zur Zelt Poincarés 
beantragte* der reaktionäre Pariser S tadtrat P ierre Goden am 
20. Februar 1923. von zwel Socialisten. Besombat und M assarat 
unterstü tzt die Einrichtung eines besonderen Büros für Farbige 
b d  der PoHzeipräfektur, das die Aufgabe haben sollte, nach 
Frankreich ^inge wanderte Einwohner Nordafrikas „gemäß den

Gesetzen und Vorschriften für Eingeborene in den Kolonien“  zu 
überwachen. Mit anderen W orten: Die Reaktionäre schlugen 
vor. das Kolonialregime mit all seinen gesetzwidrigen Methoden 
nach Europa zu verpflanzen. DaB überhaupt ein derartiger 
Antrag eingebracht werden konnte, beweist nur zu deutlich 
die Absichten und das Bestreben der kapitalistischen Regierung, 
um jeden Preis der Gefahr vorzubeugen, die der von ihr be­
schützten „Gesellschaft“ durch die revolutionäre Propaganda 
unter den von der Heimat losgerissenen und vom Schicksal 
betrogenen Massen drohte.

Dieselben „Stadtväter“ brachten Anfang 1924 eine ähnliche 
Resolution ein. an der jedenfalls auch die Großunternehmer tn 
den Kolonien, sowie zahlreiche an der Kolonisierung Nord­
afrikas interessierte Parlam entarier und Minister, wie Maginot 
Steeg. Morinot, Hasse, Thompson usw.. beteiligt Waren. Diese 
Resolution forderte von der Regierung besondere Maßnahmen 
zur „Regelung“, d. h. maximalsten Einschränkung des Ein­
wanderungsstrom es farbiger Arbeiter nach Frankreich, da das 
riesige Reservoir billiger Arbeitskräfte zu versiegen drohte 
und die Masse der Farbigen Unzufriedenheit zeigte, sich nicht 
mehr als Zuchthäusler behandeln lassen wollte, die zu unbe­
grenzter Arbeit bei Hungerlöhnen verurteilt sind. Kaum zwei 
Monate nach dem Sturz des nationalen Blockes werden am 
31. Juli 1924 die beiden Vorschläge angenommen und mit einer 
die wahren Motive kennzeichnenden Sorgfalt durchgeführt.

Um all die Formalitäten aufzudecken, die die Einreise nord- 
afrikanischer Arbeiter nach Frankreich erschweren und die ta t­
sächlich den Eingeborenen den W eg nach der Metropole ver­
sperren, lassen w tr einige Punkte aus einem Rundschreiben 
folgen, das die Vorschriften für die Einwanderung enthält. 
Jeder farbige Arbeiter, der sich nach Frankreich beg ib t muB 
vor sefner Abreise vorweisen: 1. eine mit dem Visum des 
Arbeltsministers versehene Bestätigung der neuen Arbeits­
stelle; 2. ärztliches A ttest; Personalausweis mit Lichtbild und 
Unterschrift des Bürgermeisters oder Gemeindevorstandes; 
3. Führungszeugnis; 4. Bescheinigung über Befreiung von allen 
militärischen und bürgerlichen Pflichten. — Die Erfüllung dieser 
vier Punkte ist mit großen materiellen Schwierigkeiten ver­
bunden. Nach dem Rundschreiben sollten die neuen Vor­
schriften ohne parlamentarische Sanktion am 1. November 1924 
in Kraft treten. Schließlich gewährten jedoch die Behörden 
gnädigst den Arbeitern eine Galgenfrist Die Massen der den 
Kapitalisten schutzlos ausgelieferten farbigen Arbeiter befreien 
sich jedoch unter dem Einfluß des Verkehrs mit ihren franzö­
sischen Kollegen von ihrer altgewohnten Unterwürfigkeit Sie 
fügen sich nicht mehr in die Rolle stummer Opfer der kapita­
listischen Ausbeutung und eignen sich allmählich revolutionäre 
Methoden an.

Im JnU und August 1924 veranstaltete der Emir Kaled, ein 
a lter Führer der nationalistischen Bewegnng Algiers, den der 
Prokonsul der französischen Republik, Theodor Steeg. 1923 aus

Algier vertrieben hatte, ln Paris eine Reihe Meetings, die ro r  
Kolonialpolitik Frankreichs Stellung nahmen. Diese Versamm-
S nenWï r ê i f p r  , StT  beT hL Zum ersten Mjüe kamen die farbigen Arbeiter zu Tausenden zusammen, um über ihre Lage

S Ä *  #i l. ?,rb*5e Proletariat erwachte. W aren diese 
IfcnK nationalistisch, so w ar es die Aufgabe der proleta­
rischen Organisationen, das revolutionäre Band mit den farbigen
di* ?a hi6™ Za J 2  P*“ 6 AufKaben zeitigten Erfolge.

d  schüttelten allmählich ihre Trägheit ab;
aber die Regierung nahm dies als Vorwand für eine Reihe 
konkreter Maßnahmen, um die heuchlerische Besorgnis der

Qb.fir  dle •• Eingeborenengefahr“ z uzerstreuen. Von der alarmschlagenden Presse gedeckt gelang 
?o>ler ?  ! runf  H errio t die praktische Anwendung der bereits 
1922 geplanten Schritte zu beschleunigen

Bemerkenswert I s t  daß die in Frankreich beschäftigten
frflhl ! ? a 2  S f c  Tei,nahme an zahlreichen Streiks 

schon früher ihre Kampfbereitschaft und Klassensolidaritlt 
unter Beweis gestellt hatten. Sie fanden sich nicht mehr ee- 
duldig mit <ter kapitalistischen Hölle ab , sondern schlossen sich 

n L  *5 J  ? e r . erwachten Initiative und des mächtig 
W?h?pnri h n ‘£ Ü Ïeistes der allgemeinen Bewegung an. 

£  p L VOr»?ï d  en Streiks in R e™  Citroén, in der Gas-
ifn Clerï J ? P W r ï S i  P^ * ? U U.nd. Mic* ^ ne in Montbéltard und i jn U erm ont-F errand. wahrend des Dockarbeiterstreiks in i »
Havre. sowie während des Streiks der b e & S ,e n I te rg L b d te ?
,n- S uS S i16» A  ,arbi*en Arbeiter eine große Hart­
näckigkeit indem sie dem Druck der Unternehmer und U en 
? / £ t Un Ken den erforderlichen W iderstand entgegen­
setzten. — Gemäß dem Rundschreiben vom 20. Februar 1923
H rh ie» S Ä  •*^?rlS*r  f r! fektur eüI besonderes Büro einge­richtet und mit dessen Leitung der frühere, durch seine Rp- 
stechlichkeit bekannte Ministerpräsident Algiers. Mirand be­
traut. Bei allen betrügerischen ManipulaUonen mit den L ^

hatte ®r sd n e  HancHm
n S r i l - r h i f t ^  J ï i n T  Ä  Hauptagenten der wucherischen uesellschaften. die in den Kolonien despotisch herrschten. Und 
dieser Mensch wurde an  die Spitze eines Büros ges te llt das 
nur von dem Innenministerium abhängig ist Ihm hei^ë^eh^n 
sind rw el Stellvertreter, zwei A ïenten f ö r b ^ r e  J Ï X t o  
25 untere Agenten und eine Unmenge Spitzel und Provokateure.
den^Nnrd "Zf? W irk e n  und Gemein-den Nordafrikas aufgelesen h a t  berufsmäßige Henker der ein-
heimfechen Bevölkerung, die mit dem barbarischen Kodex für
d is  w ar seinerzeit durch
das Ministerium H erriot deni Präfekturen in ganz Frankreich 
vorgeschneben worden, m allen Industriezentren mit größerer 
Anzahl fa rbiger Arbeiter bei den Polizeikommissariaten kleine 

e”« u richten, dle mlt dcm Zentralbüro in 
■ r ®  direkter Verbindung zu stehen haben, das wiederum 
seine Filialen mit geeignetem Personal verso rg t Dnrch solche

sohusses teilt dem Reichstag m it  daß ein ganzer Stab von 
Beam ten seit Monaten Tag und Nacht über den Barmat-Höfte- 
Akten sitze. Die Proletarier werden sich über diese Parla­
m entspraxis amüsieren. So lächerlich es auch sein mag, 
wenn Hüter des Kapitalismus in den M orasten einer unter­
gehenden Gesellschaftsordnunz nach Rettung, nach Pfläster- 
chen suchen die Arbeiterklasse muß daraus Schlüsse ziehen; 
sie muß diesen W eg der Krise abkürzen und den gesamten 
S taat mit seiner Korruption auf dem schnellsten W ege der 
Revolution zu den geschichtlichen Akten legen. Das ist das 
beste  Mittel gegen diese Parlamentssorgen.

Tod und Kerker der Arbeiterklasse

Die Sabfektc mtf tem  U t a  K a i
Daß sich die bürgerliche Gesellschaftsordnung die gemein­

gefährlichsten Subjekte zum eigenen Schutz aussucht, um da­
mit „Recht“, „Sitte“ und „Ruhe“ und „Ordnung4 polizeilich 
aufrecht zu halten, ist eine bekannte Tatsache. Die Juristische 
Meinung gibt das ln einem  neuzeitlichen Fall wieder zum 
Ausdruck. Vor einiger Zeit hat man die Berliner Polizei in 
geradezu grober W eise lächerlich gem acht indem man ihr 
eine neue Köpenick iade zukommen Heß. Ein ehemaliger 
Schupobeamter beraubte unter dem Schutze des Berliner Po­
lizeipräsidiums zwei Kassenboten um 20 000 Marie. Je tzt kam 
d er dreiste Junge vor dem Schöffengericht M itte zur Ab­
urteilung. Dem ehemaligen Schupobeamten wurde folgende 
Huldigung zuteil: Der Verteidiger unterließ n ich t darauf hin­
zuweisen. daß Berger im Felde vom einfachen Soldaten zum 
Vizefeldwebel aufgerückt w ar und das E. K. 1. und 2. .Klasse 
uod den Hobenzollemseben Hausordea erhalten habe. Trotz­
dem Beregr vielfach vorbestraft w ar. kam d as  Große Schöf­
fengericht zu der Annahme, daß in ihm doch ein gnter Kern 
■stecke, und verurteilte ihn zu 2 Jahren Gefängnis. Der Ver­
urteilte nahm die Strafe sofort an.

. Solche Leute braucht der S taat. Sie sind die Besten 
bei der A ttacke gegen die Arbeiterklasse. E r hat verdient 
nach Beendigung seiner S trafe w ieder in den Polizeidienst, 
ev . Ia. aufgenotnmen zu werden.

Kolonialmacht
So wenig auch das W ahlrecht die Freiheit der unter­

drückten Klassen bedingt, so zeigt es uns in den Kolonial­
staaten dóch. wie der Kapitalismus die unterdrückten Kolo- 

— nialVölker a ls  minderwertige Sklaven behandelt Wtet «Be 
Unterdrückung der proletarischen N asse  im Interesse der 
Klassenherrschaft die mensch bebe Gleichberechtigung auf- 
heben muß. obwohl die parlamentarische Demokratie einen 
Schleier darum hängt, so ist die Unterdrückung der Kolonial 
Völker im besonderen eine Naturwendigkeit für die Kolotrial- 
pohtik und die Existenzbedingungen der kapitalistischen Mut­
terstaaten. Mit aller Macht wehrt sich d e r  Kapitalismus 
gegen die selbständige wirtschaftliche und kulturelle Entwick­
lung der afrikanischen und anderen orientalischen Völker. 
Zum mindesten versucht man d ie politische Gleichberech­
tigung zu unterdrücken. D er Parlamentarismus, ein Mittel 
de r Verdummung der Massen, hat auch in  Südafrika einen 
glänzenden Anfang genommen. Den Eingeborenen die bis 
jetzt nichts zu sagen hatten, ha t man ein gew isses Wahlrecht 
g e s ta tte t

Der südafrikanische Premierminister Hertzog verkündete 
eine „Wahlreform“ in Südafrika. Die Eingeborenen sollen 
A re eigenen .J& te . und das Recht haben. 7 E u r o p ä e r , i n s  
Parlam ent zu wählen. Er sagt dazu: „Wenn d ie Eingebore­
nen ebenso wie die w  e i  B e n  Abgeordneten zum Parlam ent 
wählen dürfen, würde dies den Ruin der europäischen Zivili­
sation bedeuten. Nach einem „Sachverständigenurteil“ wür­
den die mit dem W ahlrecht ausgestatteten eingeborenen 
W ähler der Kapkolonie die weißen W ähler innerhalb 50 Jah­
ren  an Zahl bedeutend über treffen.

Lewis fragt bei Coolifee am  Rat an.
So w ie Legien und seine Erben in Deutschland sich stefs 

von der Regierung und den S tinnesbaronen ihren R at holten, 
so macht e s  in  Amerika ihr Henkersbruder Lewis. Als Vor­
sitzender der amerikanischen Bergarbeiterunion ha t e r  an 
den Präsidenten Coolidge ein Schreiben gerich tet in dem er 
an frag t ob die Regierung ihren Einfluß znr Aufrechterhaltung 
des Lohnabkommens für die amerikanischen Kohlengebiete 
geltend zu machen gedenke und ob andernfalls die MitgUe­
der der Bergarbeiterunion b e r e c h t i g t  s e i n  w ü r d e n ,  
eigene Schritte zu tun. um die Aufreohterhaltune des Lohnab­
kommens zu erzwingen?

Büros wurden beglückt: Marseille, Bordeaux. Toulouse. Cler- 
mont-Ferrand. Amiens, Ham, Lanque, Creuzot und S t  Etienne.

Es wurde bereits davon gesprochen, daß die französischen 
Arbeiterorganisationen allmählich elnsehen. daß es ihre Auf­
gabe is t  die farbigen Proletarier für den Klassenkampf zu ge­
winnen. Die CG TU. gibt sich alle Mühe, dies zu tun. Ihre 
Tätigkeit wird allerdings durch den selbst bei revolutionären 
Elementen des Proletariats noch zu beobachtenden Rassenhaß 
behindert hat doch die französische Bourgeoisie Jahrzehnte 
hindurch den französischen Arbeiter methodisch mit Rassen­
vorurteilen verg ifte t so daß seine Befreiung von dieser Seuche 
nicht ganz leicht fä llt In einigen Fällen, die zw ar zur Aus­
nahme gehören, aber immerhin Tatsache bleiben, w urde far­
bigen Arbeitern, die sich den unitariseben Gewerkschaften an­
schließen wollten, dieses v erw ehrt Ferner kommt es nicht 
selten vor. daß sogar Funktionäre, ganz abgesehen von den 
gewöhnlichen Mitgliedern, den Ausdruck „Bicot“  (Schimpfwort 
für Araber, w as wohl soviel bedeutet wie: wertlose Sache) im 
Munde führen, w as die sonst so geduldigen Farbigen aufs 
höchste e r re g t Besonders ta t sich in dieser Hinsicht der Bau­
arbeiterverband hervor, als noch die Anarchosyndikalisten 

■darin das Heft in der Hand hatten. Eine Tatsache ist es aller­
dings. daß der Eingewanderte aus Afrika nicht so  hochquali­
fiziert ist wie sein Kollege in anderen europäischen Industrie­
ländern und daher auch schwer mit den gelernten französischen 
Arbeitern konkurrieren kann. Uhd so bildet der Farbige für 
die große Masse der ungelernten Arbeiter insofern eine große 
Gefahr, als e r in seiner Bedürfnislosigkeit die Löhne und das 
Lebensniveau herabdrückt

Daraus Ist zu folgern, daß auf das Problem der farbigen 
Arbeiter ein besonderes Augenmerk gerichtet werden muß. Die 
Gleichstellung der Löhne ist dabei ein wichtiger Punkt.. Des­
gleichen müssen die proletarischen Organisationen ihre Mit­
glieder darauf binweisen, dafi es revolutionäre Pflicht i s t  ihren 
farbigen Brüdern entgegenzukommen. die doch genau so aus­
gebeutet werden von ihrem gemeinsamen Klassenfeind wie sie 
se lb s t Es ist die Pflicht der revolutionären Organisationen, 
die im Entstehen begriffene Arbeiterbewegung der Eingewan- 

•derten z a  unterstützen und sie in die Bahnen des revolutio­
nären Klassenkampfes zu lenken. Die Versuche der Bour­
geoisie. Verwirrung in die Reihen des Proletariats zu tragen, es 
in zwei feindliche Lager zu spalten, müssen zum Scheitern ge­
bracht werden. Nach unserer Auffassung kann dies allerdings 
nnr geschehen, unter Abkehr von der bisherigen Taktik der 
Arbeiterorganisationen, dte Zusammenfassung weißer wie far­
biger. ganz gleich, kann nur in den Betrieben se lb s t durch 
Betriebsorganisationen erfolgen. Nur diese Art der Verbindung 
beider Teile bietet die Gewähr für einen Fortschritt auf der 
Bahn des revolutionären Klassenkampfes und somit auch zur 

.Befreiung der Arbeiterklasse von der Lohnknechtschaft —

Die kapitalistische Reaktion ist grausam und rücksichtslos; 
und mit blutigem Hohn schlägt sie der Humanitätsduselei der 
Arbeiterklasse, der pazifistischen IUusionspolitik der Sozial­
demokratie Ins G esicht Das Leben der Lohnsktaven ist zu 
einem Nichts herabdegradiert. In Herden zu Millionen werden 
sie auf die Schlachtbank von Weltkriegen geführt um dem 
Profit dfe W ege zu ebnen, um den imperialistischen Macht­
gelüsten Rechnung zu tragen. Millionen müssen ihr Blut um 
nichts hergeben, und wenn sich die Massen von den Schlacht­
feldern erheben, um das Leben zu retten, und dem Blutmeer 
ein Ende zu machen, so bedeutet das Dolchstoß und V erra t 
und wieder bedroht Kerker und Granatenregen aus den Reihen 
der kapitalistischen Leibgarden die Massen der Proletarier. 
Der Krieg ist zu Ende, und nicht minder geht das Blutbad der 
Reaktion weiter. Rücksichtslos ist die Reaktion d er Bour­
geoisie, denn es gebt um die Existenz, um das Leben der ge­
sam ten-Kapitalistenklasse, — denn wehe ihnen, wenn sich die 
Arbeiterklasse auf ihre Macht besinnt. Die Bourgeoisie weiß 
es, und mit rücksichtsloser Qewalt will sie es unterdrücken. 
Ein Hohn ist es, von Frieden und Klassenfrieden zu predigen, 
wenn man die ganze kapitalistische W elt mit offenen Augen 
betrachtet. Vieles w ird bekannt, das meiste jedoch geht ver­
loren und wird von der Bourgeoisie unterdrückt. W as aber 
bekannt ist, genügt schon, um d er Arbeiterklasse den nötigen 
Klassenhaß mit auf den W eg des Kampfes zu geben. Hier 
einige Beispiele aus Nah und Fern.

Dem Pressedienst der IAA. entnehmen w ir folgendes über 
die Reaktion in Chile:

„Aus geringfügigen Motiven, ohne gerechtfertigte Gründe, 
nur um die Arbeiterbewegung in der Salpeterzone der Provinz 
Tarapacä zu töten, bereitete die chilenische Regierung ein denk­
würdiges Blutbad vor; Tausende von Soldaten, mit schwerer 
Artillerie versehen, als ob es in den Krieg ginge, schickte man 
in den ersten Tagen des Juni dieses Jahres aus, um die Arbeiter 
des Salpetergebiets niederzumachen. In Iquique verbreitete 
sich schnell die Nachricht von dem vergossenen B lu t und bald 
kam die Stimmung für einen Generalstreik auf; die Regierung 
verbot die anarchistische und kommunistische Presse, und die 
Gewerkschaften stellten die Arbeit ein. Die Reihe der Ver­
folgungen begann nicht nur ln Iquique, sondern im ganzen Land. 
Der Vorwand dafür von seiten der Regierung w ar, daB die 
Bergarbeiter sich. der Büros eines mächtigen Salpeterunter­
nehmens, der „Compania Coruna“, bemächtigt hätten, und daß 
sie wohlbewaffnet und bereit wären, ln Chile Revolution zu 
machen; aber d e r Beweis dafür, daß dies eine unverschämte 
Lüge is t  geht aus der Tatsache hervor, daß selbst nicht ein 
Soldat fiel und, als Vergeltung dafür, die tapferen chilenischen 
Soldaten, die Bewunderer des preußischen Regimes, die ent­
setzliche Zahl v o n -2000 Opfern an Toten und Verwundeten 
lieferten. Das von der Regierung verbreitete Märchen ist eine 
Gemeinheit Gewiß is t  daß die Militärdiktatur die W ieder­
aufrichtung des kämpfenden Proletariats nicht batte eindämmen 
können, und daß das, was dieser nicht gelungen is t  von dem 
Ueberläufer Asturo Alessandrt erreicht worden Ist; unsere 
Presse w ar zahlreich vertreten; es gab sechs oder sieben 
anarchistische Organe mit eigenen Druckereien in Iquique und 
Valparaiso; gegenwärtig existiert nur ein Gewerkschaftsorgan. 
das der Seeleute, in Valparaiso.

Hier folgt die W iedergabe einiger Tatsachen, wie s ie  ein 
paar Ueberlebende aus der Menschenschlächterei ln der Pam pa 
erzählen (si^he „La P rotesta“ von Buenos Aires, 19. Juli 1925):

„Die Opfer übersteigen die Zahl 2000 und sind zum größten
Teil Frauen und Kinder. — Und es konnte nicht anders kommen 
unter den gegebenen Umständen und bei der Handlungsweise 
der Truppen, die man geschickt hatte, um den Streik zu er­
würgen; vom ersten Augenblick an gebrauchte man keine 
Infanterie, sondern ihan stellte Kanonen auf, um ohne Gefahr 
die Arbeiter von weitem niedermetzeln zu können.

Angesichts dieser Haltung ahnten die unglücklichen Kame­
raden die schreckliche W ahrheit voraus und stellten, n n r  das 
Gefühl des Mitleids, das jeder normale Mensch empfinden muB, 
zu erwecken, die Frauen und Kinder voran, aber sie hatten 
nicht damit gerechnet, daß die Milltärdlszlplln aus den 
Menschen die reißendsten T iere m acht und so befahlen die 
Anführer der Artillerie, Feuer zu geben, und die Kartätschen 
verrichteten ihre Ausrottungsarbeit . . «■“ Der Held des Tages 
w ar diesmal der General De La Guardia.

Nach dem Blutbad begannen entsetzliche Verfolgungen 
der Ueberlebenden; man deportierte hundertweis; Mitte Juli 
dieses Jahres brachte man mehr a ls  500 Familien nach Santiago, 
man beschuldigte sie an der gescheiterten „Revolution“ mit­
schuldig zu sein. Eine große Anzahl Kameraden wurden auf 
Kriegsschiffen gefangen gehalten, und man weiß n ich t was aus 
ihnen geworden te t“

Nicht nur das. Leider wird auch die Reaktion in Deutsch­
land, ein W erk der Ebert-Hindenburg-Republlk, nicht beachtet 
Die parlamentarische und gewerkschaftliche IUusionspolitik der 
KPD. und der SPD. hat alle Gedanken mit Demokratie um­
nebelt, so daB die Zuchthäuser und die Qualen der politischen 
Gefangenen vergessen werden, daß. man die Qräber der Hin­
gemordeten nicht mehr beachtet

„In Deutschland wurden in den letzten 20 Monaten 
6349 Proletarier zu insgesamt 6663 Jahren Zuchthaus und 
Gefängnisstrafen veru rte ilt Die Hlndenbdrg-Amnestle tet 
aber keine Korrektur dieses ungeheuerlichen Justizterrors! 
Sie ist vielmehr ein unerhörter Betrug an den Lebens­
interessen des gesamten werktätigen Volkes. Tausende 
ehrliche Proletarier sitzen jetzt noch wegen ihres Kampfes 
für die Interessen der Unterdrückten ln den Zuchthäusern 
und Gefänenissen!

Der Justizoffensive ist nicht Einhalt geboten worden. 
Der Staatsgerichtshof zum Schutze der Republik wirft noch 
immer Proletarier w egea der Oktoberereignisse 1923 auf 
Jahre hinaus hinter Kerkermauern!

In den, deutschen Zuchthäusern werden die politischen 
Gefangenen grausam gefoltert Hungerstreiks aus Ver­
zweiflung sind an der Tagesordnung. In Chemnitz tet erst 
dieser Tage eine 65 jährigeJ^rau, die seit fast einem Jahr 
vom Staatsgerichtsbof wegen angeblichen Hochverrats in 
Untersuchungshaft gehalten wird, in Ihrer Zelle gestorben!“
Dies sind Beispiele, die genügen, um d ie Notwendigkeit 

des rücksichtslosen Klassenkampfes gegen die Bourgeoisie 
herauszufordern, gleichzeitig aber auch die Notwendigkeit der 
geschlossenen Kampffront zu erkennen. Die Macht der Bour­
geoisie ist nur auf die gewerkschaftliche und parlamentarische 
Ablenkung vom revolutionären Klassenkampf zurückzuführen. 
Es ist darum nötig, d ie Zersplitterung der proletarischen Kampf­
front durch eine neue zu beseitigen. In den revolutionären 
Betrlebsorganlsatlonen zusammengeschlossen, muß sich das 
P roletariat zum Kampf um dte M acht zum Kampf gegen die 
rücksichtslose kapitalistische Reaktion erheben.______ _

Aal nastakdni auttebaat
In Anbetracht der im nächsten Jah re  ln Düsseldorf sta tt­

findenden großen Ausstellung welche den hochklingenden 
Namen „Gesolei“ fü h rt das Ist Ausstellung für Gesundheit So­
ziale Fürsorge und Leibesübungen, möchte die Düsseldorfer 
Ortskrankenkasse nicht zurück stehen. Dieserhalb sind um­
fangreiche, an das jetzige ICassengebäude angrenzende Grund- 
stcke angekauft worden. Eine halbe Million ist ausgeworfen 
worden für alte zerfallene Gebäulichkeiten. Die ausgeworfenen 
Gelder müssen selbstverständlich die Kassenmitglieder tragen. 
Man sieht also, daß das größenwahnsinnige Beginnen der 
Stadtoberhäupter die verfügbaren Qelder für Prachtbauten 
auszuwerfen, bei dem Kassenvorstand Nachahmung ge­
funden hat.

Da nun das Krankenkassenwesen von allen sozialdemokra­
tischen Organisationen als eine Soziale Errungenschaft -ge­
priesen wird, erscheint es notwendig, in den Krankenkassen­
sumpf einmal hineinzuleuchten. Bürgerliche Blätter behaupten 
einen gewerkschaftlichen Einschlag bei der Krankenkasse fest­
stellen zu können. Daß dieses den Tatsachen en tsprich t be­
weist die kürzlich bei derselben vorgenommenen Einstellung 
des abgesägten Metallarbeiter-Bevollmächtigten S tah l Diesen 
Stahl kennt die Düsseldorfer Arbeiterschaft zur genüge aus 
den Jahren 1920-21. Seine neue Position w ird dem Herrn 
wohl die nötige Rul\e verschaffen; eine längere Erholung wird 
diesem aufopferungsfreudigen „Klassenkämpfer“ bald be- 
schieden sein. Vorstand der Krankenkasse ist der freige­
werkschaftliche „Arbeiterführer“ Hunck.

Die Aufsichtsbehörde, welche den Ankauf der Grundstücke 
begutachtete, tet der Versicherungs-Dezernent Jäcker, ehe­
maliger freigewerkschaftllcher „M etallarbeiterführer“, Reichs­
tags- und Stadtverordneter. Außerdem stehen noch viele an­
dere gewerkschaftliche und sonstige Größen dieser „sozialen“ 
Einrichtung nahe, alles ehrgeizige Persönlichkeiten. Mit diesem 
Ihrem neuen Prospekt der Erweiterung des Kassengebäudes, 
wollen sie den Nachweis erbringen, die alleinigen V ertreter 
der „Volksgesundheit“ und „Sozialen Fürsorge“  zu sein. Gleich­
zeitig wollen sie die „Qesotel“ unterstützen, um Im Rahmen 
dieser ebenfalls zu glänzen. Ob aber dieser Erweiterungsbau 
in absehrbarer Zeit in Angriff genommen wird, hängt wohl von 
den wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen ab. W ahr­
scheinlich müssen erst neue Reserven angehäuft werden. Viel­
leicht w arte t man auch die augenblickliche Konjunktur im Bau- 
handwerk ab. um nachher gefügtge billige Arbeitskräfte zu 
bekommen. (Auf der ..Gesolei“ wird auch schon seit 8 Tagen 
gestreikt wegen Lohnforderung.) Zur noch besseren Illustra­
tion dieser sozialen Errungenschaft diene folgendes an die 
Kassenärzte gesandte Rundschreiben des Vorstandes:

„Die Krankenziffer bei unserer Kasse hält sich ständig auf 
einer Höhe, die die Kassenfinanzen ernstlich gefährdet W ir 
haben bereits des öfteren der Krankenkassenkommission des 
Vereins der Aerzte hiervon Mitteilung gemacht und zahlen­
mäßig den unhaltbaren Zustand dargelegt Nunmehr wenden 
wir uns direkt an Sie, in dem Vertrauen, daB Sie den Ernst der 
Lage würdigen und von diesem Gesichtspunkte aus bei der 
Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit verfahren. W ir sind der 
Ansicht und haben dieses auch schon mehrmals festgestellt 
daß d er Qrund zur Krankmeldung sehr oft nicht da«_ Vor­
liegen einer wirklichen Erkrankung is t  sondern in den schlech­
ten wirtschaftlichen Verhältnissen bezw. der damit verbunde­
nen Arbeitslosigkeit begründet tet. Hierunter kann und darf 
jedoch die Krankenversicherung nicht leiden. W ir bittén daher 
nochmals, hierauf bei Feststellung der Arbeitsunfähigkeit Be­
dacht zu nahmen und die subjektiven Beschwerden der Leute 
entsprechen !  zu deuten. Letzten Endes wirken ungesunde 
Kassenfinanzen nachteilig auf Versicherte sowie Arbeitgeber 
and zu einem Teil auch auf das Arzthonorar. Der Kranken­
bestand bewegt sich seit Monaten auf einer Höhe von 5 P ro­
z e n t zeitweise sogar noch darüber hinaus. E r dürfte z. Z t

nur 3 bis 3K P rozent betragen. Ferner w eben w ir noch dar­
auf bin, daß der Krankenhauspflegesatz von 4^0 auf 5 Mark 
täglich gestiegen Ist; wir bitten daher, auch dieses in Betracht 
zu ziehen und ein schärferes Maß anzuwenden und Kranken­
hauspflege nur da zu beantragen, w o diese unumgänglich 
nötig te t“

Durch den Grundstück-Ankauf soll auch die freigewerk­
schaftliche Organisation der Gasthausangestellten verdient 
haben. In einem dieser angekauften Grundstücke betrieb diese 
Organisation das Kellnerheim „Horeska“. Die planlose W irt­
schaft hi diesem „Horeska“  brachte eine erhebliche Unter­
bilanz mit sich, so daB die Wetterführung dieses Unterneh­
mens bald ln Frage gestellt w ar. , Durch den Ankauf durch 
die Ortskrankenkasse wurde dieser Uebelstand behoben. Der 
„Horeska“ ist heute anderweitig untergebracht . Man sieht 
also auch hier wieder die Vetternwirtschaft und wozu^dlfi-^ 
Kassenbeiträge verwandt werden. Die „Gesolei“, efn rein 
kapitalistisches Unternehmen, w ird auf diese Art von Prole­
tariergroschen unterstützt.

„Gesolei“, Krankenkasse, Gewerkschaftsbürokratie und die 
Aerztebourgeoisie bilden einen kapitalistischen Ring wie wir 
sehen, der aus den Knochen der Proletarier seine Exstenzbe­
dingungen zieht, d e r auf die Dummheit d e r Arbeiterklasse im 
kapitalistischen System aufgebaut i s t  So sehr sfe die Volks­
wohlfahrt immer im Munde führen, sie sind nur Organé des 
Massenbetrugs. Die sozialen VerhiUtnisse der Arbeiterklasse 
können nur geändert werden, indem man die gesellschaftlichen 
kapitalistischen Verhältnisse än d e rt Indem man den Kommu­
nismus aufbaut Der Kapitalismus kann nur mit Kampf be­
seitigt werden. Mit diesem ist gleichzeitig der Kampf gegen 
alle oben charakterisierten Illusionen der Volkswohlfahrt ver­
bunden. Sie sind heute die indirekten, doch viel gefährlicheren 
Feinde der proletarischen Revolution.

IO i r f s e f t a f f
K atastrophale S te u e rn *

der Arbeitslosigkeit
In der Zeit vom 15. bis 31. Oktober 1925 ist die Zahl der 

Hauptunterstützungsempfänger in  der Erwerbslosenfürsorge 
von 299000 auf 364000. d. h. um rund 22 Prozent gestiegen. 
Die Zahl der unterstfitzungsberechtigten Angehörigen von 
Hauptunterstfitzungsempfängern stieg von 359000 auf 439000. 
Wenn man den BerUner Maß6tab zugrunde le g t w o weit we­
niger als die Hälfte der Arbeitslosen Unterstützung: em pfängt 
so nagten schon am 31. Oktober reichlich 1 ^  Millionen Pro­
letarier und Angehörige am Hungertuche. W ie das Berliner 
Beispiel beweist, steigt im November d ie Arbeltslosenziffer 
bedeutend schneller als im. Oktober. Es dürften somit jetzt 
fast 2 ^  Millionen „Staatsbürger“ dem Verhungern preisgege­
ben sein.

Die Verschlechterung auf dem Arbeitsm arkt B e r l i n s  
schreitet weher fo r t  Durch neue Betriebseinschränkungen, 
Stillegungen und Konkurse erreichte d ie Stöigerung der Ar­
beitslosigkeit ln der Woche bis 15. September beinahe die Höhe, 
welche die letzten 3 Wochen insgesamt aufweisen. Sie be­
trug rund 9000, davon etwa 6500 Facharbeiter. Selbst weib­
liche und Jugendliche Arbeiter, die bisher von der Entlassung 
weniger betroffen waren, w eisen schnell steigende Ziffern 
a u f  Es waren bei den Berliner Arbeitsnachweisen 74114 
Personen eingetragen, gegen 65 164 in d e r  vorigen Woche.

In der W oche vom 16. bis 22. November schnellte dte 
ArheMslosenziffer in Beriin auf 83258 empor. Der Zugang 
betrug also 9114 oder 12JS P roz. Unterstützung bezogen 
34659 Personen, also nur e tw as über ein Drittel aller Arbeits-
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Liste Nr 162 8, 6. Be*. Liste 137. Stock. Motorpflug A.-G. 
1070. U ste 1 « .  Stock. M otorpik« A.-CL. 10. 14. Ber. Liste 
Nr 27 1 3 /Liste 28J i  ÜSte Nr. 29 21; Liste Nr. 62 2&50; 
^ ; ^  Liste N r.T 4 i 5; Liste Nr. 143 2; 20. B er. Liste Nr. 137

7 M” k ‘----- i  20 Pf«. 2. Be*. 48 Stck. 9.60; 3. Bez.
158 Stck. 31.60; 5. Be*. 21 Stck. 4 J0 ; 6. Bez. 16 Stück 3 J0 ; 
7 Be*. 225 Stück 45; 11. Be*. 30 Stück 6; 13. Be*. 48 Stück 
9 j6 0 ; 14. Be*. 76 Stück 11.20; 15. Be*. 16 Stück 320; 16. Be*. 
26 Stück 5J 0  Mark. ^  „

Soasdse " H i n f c i f  7. Bez. Lau. alle. Ofenges. G asw erk II 
37.25; Oen. Müller 8; 3. Be*. Oen. Ilefeld 1; 6. Be*. Mitgl.- 
Versammlung 10; 14. Be*. Gen. Weißir 2; Presse-Kommission 
d. KAZ. 2 mal 10; Oen. Keiler 3; G. K. 1.10; Sammhine vom 
7. November. Feier 82.61 M ark.______ ______________________
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